
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Am 05.08.2014 meldeten die Medien, dass ein Vater vom Landgericht

Limburg zu einer Freiheitsstrafe von siebeneinhalb Jahren verurteilt worden
ist, weil er seinen zehn Monate alten Sohn zu Tode geschüttelt hat. Kurz zu-
vor hatten die Medien von einem anderen Fall berichtet. Hier wurde ein Va-
ter, der seinen zwei Monate alten Sohn totgeschüttelt hat, zwar vom Land-
gericht Flensburg wegen fahrlässiger Tötung schuldig gesprochen. Von einer
Verhängung einer Strafe hätten die Richter jedoch abgesehen, da die Folgen
der Tat, die den Vater getroffen hätten, so schwer seien, dass die Verhän-
gung einer Strafe offensichtlich verfehlt wäre. Haben die Strafgerichte hier
mit zweierlei Maß gemessen? Hat das Landgericht Flensburg die Bedeutung
des Strafrechts als äußere Demarkationslinie des Kinderschutzes verkannt?

Freilich müssen die Richter in einem Strafverfahren die schuldangemessene
Strafe finden. Auch sieht der Gesetzgeber in § 60 StGB ausdrücklich die Mög-
lichkeit eines Absehens von der Verhängung einer Strafe unter den vom Land-
gericht Flensburg benannten Voraussetzungen vor. Dann aber darf der Täter
für die Tat – so das Gesetz – keine Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr ver-
wirkt haben. Ob dies der Fall ist oder nicht, ist aus guten Gründen von einem
unabhängigen Gericht im Rahmen eines rechtsstaatlichen Verfahrens zu ent-
scheiden. Alle entscheidungsrelevanten Einzelheiten sind Medienberichten in
aller Regel ohnehin nicht zu entnehmen. Unbeschadet dessen warnen Kinder-
schützer, insbesondere Kinderärzte seit vielen Jahren vor dem Schütteltrauma
(Shaken baby syndrome). Lange Zeit vertraten Laien und auch Ärzte die An-
sicht, dass Eltern nicht wissen könnten, dass das Schütteln eines Kleinkindes
lebensgefährlich ist. Inzwischen gilt diese Ansicht wohl als überholt. Einig sind
sich die Fachleute jedoch dahingehend, dass es gleichwohl weiterer Aufklä-
rung bedarf. Unabhängig von vielfältigen Präventionsbemühungen kann je-
doch nicht außer Betracht bleiben, dass es sich häufig um Taten überforderter
Eltern handelt, die dringend der Unterstützung des Staates bedürfen. Werden
diese Hilfen nicht angenommen, bedarf es einer sorgfältigen Gefährdungsein-
schätzung und Prüfung, welcher staatlicher Maßnahmen es im Rahmen des
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit bedarf. Es wird aber gerade in den bei-
den geschilderten Fällen deutlich, dass Kinder auch in den Fällen der latenten
Kindeswohlgefährdung einen Anspruch auf effektiven Kinderschutz haben
müssen. Was immer bleibt, ist das Erfordernis eine schwierigen und verant-
wortungsvollen Gefährdungseinschätzung, die von den Fachkräften der Kin-
der- und Jugendhilfe vor Ort, die einen unmittelbaren Kontakt zu den Famili-
en haben, und gegebenenfalls von den Fachgerichten auf Grund ihres persön-
lichen Eindrucks von den Beteiligten zu treffen ist.

Die Staatsanwaltschaft hat nach einem Pressebericht jedenfalls angekündigt,
gegen das Absehen von der Verhängung einer Strafe durch das Landgericht
Flensburg sehr wahrscheinlich Rechtsmittel einzulegen. Ihrer Ansicht nach sei
eine Strafe angezeigt gewesen, „als warnendes Signal für den jungen Mann,
der noch weitere Kinder bekommen könnte, aber auch mit Blick auf die Au-
ßenwirkung des Urteils“. Auch in dem Fall des Landgerichts Limburg wurde
– seitens der Verteidigung – die Einlegung der Revision angekündigt. Wir
warten also mit Spannung auf die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs.

Ihr

Stefan Heilmann
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